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Die auf fossile Energieträger fokussierte 

Energiepolitik des ehemaligen US-Präsi-

denten Donald Trump schadete nicht nur 

Amerikas Alliierten, sondern auch den 

USA selbst, weil sie dem Hauptenergie-

konsumenten China strategisch in die Kar-

ten spielte. Hingegen könnte eine von der 

neuen Regierung unter Präsident Joe Biden 

forcierte transatlantische Kooperation bei 

der Weiterentwicklung  zukunftsfähiger 
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Impulse

Energien und Technologien eine ver-

besserte Energieversorgungssicherheit,  

dringend notwendige wirtschaftliche 

Wachstumsimpulse und Klimaschutz 

generie ren – im Interesse der USA und der 

Europäischen Union (EU).1

Die Entwicklung erneuerbarer Ener-

gien und moderner Umwelttechnologien 

bietet für ein innovationsorientiertes Land 

wie die Vereinigten Staaten die Möglich-

keit, sich aus der Abhängigkeit der inter-

nationalen Preisbildung fossiler Brenn-

stoffe zu befreien, die durch autokratische 

Führer in problematischen Weltregionen 

beeinflusst werden kann. Angesichts der 

Verwundbarkeit der amerikanischen Wirt-

schaft ist es erforderlich, energiesparende 

Technologien sowie alternative Kraftstof-

fe für die bisher auf fossile Brennstoffe an-

gewiesenen Wirtschaftszweige und den 

Transportsektor zu entwickeln. Dabei 

könnten die USA auch auf die Koopera-

tion mit den EU-Mitgliedstaaten zählen, 

die ihre Wirtschaft mit einem European 
Green Deal wiederbeleben wollen. Die EU 

will die Corona-Wirtschaftskrise für den 

Übergang zu einer modernen, ressourcen-

effizienten und wettbewerbsfähigen Digi-

talwirtschaft nutzen.

Im Kampf gegen die Folgen der Coro-

nakrise haben die EU-Staaten das größte 

Haushalts- und Finanzpaket ihrer Ge-

schichte verabschiedet. Auf einem Sonder-

gipfel in Brüssel im Juli 2020 einigten sich 

die Staats- und Regierungschefs der Euro-

päischen Union auf ein umfassendes 

 Corona-Hilfspaket in Höhe von 750 Mil-

liarden Euro, um in die Krisenbewälti-

gung sowie die ökonomische und ökolo-

gische Zukunft Europas zu investieren. 

Bereits am 11. Dezember 2019 stellte die 

Europäische Kommission unter Führung 

Ursula von der Leyens das Konzept des 

European Green Deal vor. Nach diesem 

ehrgeizigen Plan soll Europa als erster 

Kontinent klimaneutral werden und bis 

2050 die Netto-Emissionen von Treib-

haus gasen in der EU auf null reduzieren. 

Der European Green Deal umfasst eine 

 Reihe von Maßnahmen in den Bereichen 

Finanzmarkt regulierung (Stichwort: sus-
tainable finance), Energieversorgung, Ver-

kehr, Handel, Industrie sowie Land- und 

Forstwirtschaft.

SAUBERE ENERGIE- 
REVOLUTION UND 
UMWELTGERECHTIGKEIT

Die dafür nötigen Regulierungen – Geset-

zesinitiativen für eine höhere Bepreisung 

fossiler Energieträger sowie verschärfte 

CO2-Grenzwerte – sollten gemeinsam mit 

der neuen Biden-Regierung austariert 

und auch auf internationaler Ebene aus-

gehandelt werden. Europas Verantwort-

lichen muss klar sein, dass ihre Bemühun-

gen für ein klimaneutrales Wirtschaften 

weniger erfolgreich sein werden, wenn es 

nicht gelingt, die größte Volkswirtschaft 

der Welt zum Umdenken zu bewegen. Die 

neue Biden-Regierung bietet dafür eine 

gute Chance.

Bereits im Wahlkampf legte US-Prä-

sidentschaftskandidat Joe Biden seinen 

„Plan für eine saubere Energierevolution 

und Umweltgerechtigkeit“ vor.2 Demnach 

sollen die USA in der nächsten, für die 

globale Marktführerschaft entscheiden-

den Dekade „eine historische Investition 

in saubere Energie und Innovation“ täti-

gen: in zehn Jahren insgesamt 400 Mil-

liar den Dollar an staatlichen Mitteln für 

saubere Energie und Innovation.
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Auf beiden Seiten des Atlantiks werden 

umweltpolitische Maßnahmen auch vom 

Privatsektor unterstützt. Vorausschauen-

de Anleger haben bereits erkannt, dass  

das Klimarisiko ein Investitionsrisiko ist.  

In seinem „Investorenbrief für das Jahr 

2020“ warnte etwa Larry Fink, Aufsichts-

rats- und Vorstandsvorsitzender der US-

Investmentgesellschaft BlackRock, dass 

sich das Umweltbewusstsein „schnell ver-

ändert“. Deshalb erwartet der Kopf dieser 

weltweit größten Fondsgesellschaft eine 

„grundlegende Umgestaltung des Finanz-

wesens“. Denn die „Beweise für das Klima-

risiko“ werden Investoren zwingen, „Kern-

annahmen über modernes Finanzwesen 

neu zu bewerten“.3

REGELWERK FÜR NACHHALTIGE 
FINANZANLAGEN

Dafür müsste auch die Politik ihren bishe-

rigen Horizont nationalstaatlicher Lösun-

gen mit der Perspektive eines erweiterten 

internationalen ordnungspolitischen Rah-

mens überdenken. Unternehmen sollten 

dazu verpflichtet werden, das Risiko offen-

zulegen, das der Klimawandel mit sich 

bringt, damit die Märkte dieses Risiko 

„bepreisen“ können.

Seit Längerem arbeitet die EU-Kom-

mission an einem Regelwerk für nachhal-

tige Finanzanlagen. Mit der Taxonomie-

Verordnung vom 18. Juni 2020 schuf die 

Europäische Union die weltweit erste 

„grüne Liste“ für nachhaltige Wirtschafts- 

tätigkeiten. Dieses Klassifizierungssystem 

können Anleger verwenden, wenn sie in 

Projekte und Wirtschaftstätigkeiten mit 

erheblichen positiven Klima- und Um-

weltauswirkungen investieren wollen.4

Zukunftsinvestitionen könnten auch 

durch „Schutzsteuern“ abgesichert und 

finanziert werden: Antizyklische – an den 

Marktpreis für Öl gekoppelte – Steuern auf 

fossile Kraftstoffe würden sowohl in den 

USA als auch in Europa Investitionen in 

erneuerbare Energien finanzieren helfen 

und diese auch vor weiteren plötzlichen, 

möglicherweise von der Organisation erd-

ölexportierender Länder (OPEC) initiier-

ten Preiseinbrüchen schützen. Mit „Steu-

ern“ könnte die Steuerungswirkung der 

Energiepreise konsequent genutzt wer-

den, um Energienachfragern und -anbie-

tern größere Planungssicherheit zu er-

möglichen.

Um die innenpolitische Akzeptanz zu 

fördern, könnten die Steuereinnahmen 

nicht nur zur Erforschung und Entwick-

lung erneuerbarer Energien, sondern auch 

zur steuerlichen Entlastung der Bevölke-

rung verwendet werden. Das wären dies-

seits und jenseits des Atlantiks auch in-

nenpolitisch schlagende Argumente. Sie 

könnten den durch die Corona-Wirt-

schaftskrise schwer in Mitleidenschaft ge-

zogenen westlichen Ländern dringend 

notwendige optimistische und nachhalti-

ge Zukunfts perspektiven geben.

Selbst bislang auf fossile Energieträ-

ger fokussierte Unternehmen wie Conoco-

Phillips und ExxonMobil sowie die Auto-

mobilkonzerne Ford und General Motors 

wären für ein derartiges Zukunftsprojekt 

zu gewinnen. So befürwortete im Februar 

2020 der Climate Leadership Council, eine 

partei- sowie wirtschaftliche und ökologi-

sche Interessen übergreifende Vereini-

gung, die Idee stetig steigender Kohlen-

stoffsteuern.5

Schon seit Längerem favorisiert der ge-

bündelte wissenschaftliche Sachverstand 

in den USA dieses steuernde  Vor gehen. 

Transatlantische Klimakooperation, Josef Braml
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Anstelle diverser bürokratischer Regulie-

rungen – die weitaus weniger CO2-Redu-

zierungen bewirken – sollte das Marktver-

sagen mit Steuern behoben werden, so die 

über das Wall Street Journal im Januar 2019 

öffentlich verbreitete Empfehlung von 

über 3.500 renommierten US-Ökonomen, 

darunter 27 Nobelpreisträger, vier ehema-

lige Chefs der US-Notenbank und fünf-

zehn ehemalige Leiter des Council of Econo-
mic Advisers  – führende Köpfe, die bis- 

herige Präsidenten der Vereinigten Staaten 

in Wirtschaftsfragen beraten haben.6

Mit „Steuern“ könnte auch im eigent-

lichen Wortsinn die Steuerungswirkung 

der Energiepreise konsequent genutzt 

werden. Um zu verhindern, dass einige 

Staaten Trittbrett fahren, Steuervorteile 

nutzen und ihre Wettbewerber übervor-

teilen, sollten auch international koordi-

nierte Maßnahmen, etwa eine „carbon 

border tax“, erwogen werden.

So will die Europäische Kommission 

eine CO2-Steuer auf Importe erheben, um 

die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-

schen Unternehmen nicht zu beeinträchti-

gen, insbesondere in energieintensiven In-

dustrien. Die „Kohlenstoff-Grenzsteuer“ 

ist ein zentrales Thema im European Green 
Deal der Europäischen Kommission; sie 

sollte mit den USA und anderen innova-

tions orientierten Staaten sowie mit dem 

Regelwerk der Welthandelsorganisation 

abgestimmt werden, um internationale 

Wettbewerbsverzerrungen zu verhindern.

Diese Anpassungen sollten in Aus-

handlungsprozessen auf internationaler 

Ebene gemanagt werden. So könnten An-

bieter und Nachfrager auf multilateraler 

Ebene der G20 und der Internationalen 

Energieagentur ins Gespräch gebracht 

werden. „Never waste a good crisis“ – in 

diesem Sinne sollten weltweit die Ver-

antwortlichen ihre milliardenschweren 

nationalen und internationalen Konjunk-

turprogramme zur Eindämmung der 

 Corona-Wirtschaftskrise auch dafür nut-

zen, um Energieeffizienz und erneuerbare 

Energien zu fördern.

Denn es ist beides möglich: zum ei-

nen mit Blick auf die aktuelle Rezession 

zeitnahe und zielgerichtete Impulse zu ge-

ben, um den privaten Konsum und die 

unternehmerische Investitionstätigkeit 

kurzfristig anzukurbeln. Flankiert durch 

politische Rahmenbedingungen (Steuern 

oder Emissionsrechtehandel) können sich 

Konjunkturpakete zum anderen langfris-

tig als transformativ erweisen, indem sie 

die Struktur der Wirtschaft nachhaltig 

verändern.
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